
a) Die gesetzlichen Möglichkeiten zur Ausgestaltung des 
Bewährungsprozesses sind besser und differenzierter 
zu nutzen. Das betrifft insbesondere die Regelungen in 
den §§ 24, 33 Abs. 3, 34, 45 Abs. 3, 70, 72 StGB.
b) Zur Sicherung der »Wiedereingliederung Vorbestraf
ter und der Beseitigung der Wiederholungsgefahr ist 
stets zu prüfen, ob die Anwendung der §§ 27, 47, 48 
StGB erforderlich ist.
c) Die Arbeit mit Fragespiegeln (vgl. NJ 1971 S. 289 if. 
und 2921) ist zu verstärken, um dadurch die Vertreter 
der Kollektive besser auf die Probleme zu orientieren, 
die in der gerichtlichen Hauptverhandlung insbesondere 
zu den Ursachen und Bedingungen der Tat und zur 
Täterpersönlichkeit zu erörtern sind. Dabei sind de
liktsspezifische Hinweise zu geben.
d) In der Öffentlichkeitsarbeit ist vor allem der Kampf 
gegen den Alkoholmißbrauch und den Alkoholgenuß 
während der Arbeitszeit zu verstärken. Im Vordergrund 
steht dabei die Verhütung der Verleitung Jugendlicher 
zum unangemessenen Alkoholgenuß und die Überwin
dung negativer Trinkgewohnheiten im Arbeits- und 
Freizeitbereich (z. B. sog. Urlaubs-, Einstands- und Ge
burtstagslagen, Prüfung der Trinkfestigkeit vor allem 
junger Menschen).
e) Die Informationen der Gerichte (in Abstimmung mit

den anderen Rechtspflegeorganen) an die örtlichen Or
gane und Betriebe sind schwerpunktmäßig zu gestalten. 
Durch diese Informationen sollten Hinweise vor allem 
in folgender Richtung gegeben werden:
— Auftreten negativer Gruppierungen;
— fehlende oder ungenügende Möglichkeiten zu sinn

voller Freizeitgestaltung;
— örtliche und personelle Schwerpunkte für Alkohol

mißbrauch ;
— Verletzung von Bestimmungen über den Aufenthalt 

von Jugendlichen in Gaststätten und den Ausschank 
von Alkohol an diese;

— Erscheinungen asozialer Verhaltensweisen;
— Vernachlässigung von Pflichten der Erziehungsträ

ger (z. B. bei Schulpflichtverletzungen, Bettelei, Her
umtreiberei) ;

— Tolerierung von sexuellem Fehlverhalten durch 
Kollektive;

— mangelhafte sexual-ethische Erziehung.
Derartige Informationen sollten auch den Kommissio
nen für Ordnung und Sicherheit in den Gemeinden oder 
bestehenden Rechtspflegeaktivs in den Wohnbezirken 
übermittelt werden, damit mit deren Hilfe verändernd 
auf diese Erscheinungen eingewirkt werden kann.
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Einheitliche Rechtsanwendung und höhere Wirksamkeit 
im Kampf gegen Gewaltkriminalität

Dem nachstehenden Beitrag liegt das Referat zu
grunde, das Oberrichter Dr. Schlegel auf der 4. Ple
nartagung des Obersten Gerichts am 18. Oktober 1972 
gehalten hat. D. Red.

Auf dem VIII. Parteitag der SED wurde im Zusam
menhang mit der Notwendigkeit der weiteren Festi
gung unseres sozialistischen Staates darauf hingewie
sen, daß die Rechtssicherheit ein wichtiger Faktor ist, 
der das Vertrauen der Bürger zu ihrem sozialistischen 
Staat festigt, und daß alle Angriffe gegen Gesundheit 
und Leben der Bürger konsequent geahndet werden 
müssen./l/ In Auswertung der Beschlüsse des VIII. Par
teitages stellte das Plenum des Zentralkomitees der 
SED auf seiner 6. Tagung fest, daß die sozialistische 
Gesellschaft eine Gesellschaft mit hohen sittlich-mora
lischen Merkmalen ist, die keinen Platz hat für Erschei
nungen der Mißachtung des Menschen, für sorgloses, 
egoistisdies Verhalten gegenüber dem einzelnen und 
der Gemeinschaft./2/
Aus diesen Feststellungen ergeben sich auch Schluß
folgerungen für die Bekämpfung der Gewaltkrimina
lität. Die konsequente Ahndung der Straftaten gegen 
die Persönlichkeit, die Gesundheit und die öffentliche 
Ordnung und Sicherheit sowie eine wirkungsvolle vor
beugende Tätigkeit zur Bekämpfung dieser Erscheinun
gen in allen gesellschaftlichen Bereichen ist eine wich
tige Aufgabe. Durch die strikte und gerechte Anwen
dung der Strafgesetze müssen die Rechtspflegeorgane 
mithelfen, die sozialistische Ordnung und das Zusam
menleben der Menschen zu sichern und die Rechte und 
Belange der Bürger unseres Staates zu wahren./3/ Die 
Bekämpfung und Verhütung der Gewaltkriminalität

/l/ Vgl. Honecker, Bericht des Zentralkomitees an den 
VIII. Parteitag der SED, Berlin 1971, S. 67.
12t Vgl. Hager, Zu Fragen der Kulturpolitik der SED, Berlin 
1972, S. 28 u. 29.
/3t Vgl. Honecker, a. a. O.

ist somit in die allseitige Gewährleistung der Rechts
sicherheit einzuordnen, wie dies der VIII. Parteitag der 
SED forderte.

Zum Anliegen der 4. Plenartagung 
des Obersten Gerichts

Bei der Einschätzung von Körperverletzungen, Rowdy
tum und gewaltsamen Sexualdelikten gehen wir davon 
aus, daß derartige Erscheinungen für die sozialistische 
Gesellschaftsordnung in der DDR nicht bestimmend 
sind. Brutalität, Rücksichtslosigkeit und Egoismus wi
dersprechen den Interessen der Werktätigen und an
derer Bürger; sie sind keine Mittel zur Lösung von 
Konflikten oder Widersprüchen.
Gewalt und Brutalität sind keine allgemeinen, „natur
gegebenen“ menschlichen Verhaltensweisen, wie bür
gerliche Ideologen glauben machen wollen. Vielmehr 
sind sie Ausdruck der kapitalistischen Lebensweise, die 
in den Ausbeutungsverhältnissen wurzelt. Diese Er
scheinungen sind unter kapitalistischen Bedingungen 
nicht überwindbar. In der sozialistischen Gesellschaft 
sind dagegen die Voraussetzungen vorhanden, um auch 
die Gewaltkriminalität schrittweise zurückzudrängen. 
Staatliche Organe und gesellschaftliche Kräfte treten, 
unterstützt durch die Massenmedien, solchen Erschei
nungen offensiv entgegen.
Aufgabe der 4. Plenartagung des Obersten Gerichts ist 
es, die Einheitlichkeit der Rechtsanwendung und eine 
höhere Wirksamkeit der Kriminalitätsbekämpfung bei 
einigen Straftaten, die unter Gewaltanwendung began
gen werden, noch besser zu gewährleisten. Zugleich 
stellt die 4. Plenartagung in gewisser Weise eine Fort
setzung der Beratungen dar, die auf der 2. Plenartagung 
am 29. März 1972 zu Fragen der Strafzumessung und 
der Abgrenzung der Anwendungsbereiche von Strafen 
ohne Freiheitsentzug und Freiheitsstrafen geführt wur-
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